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berufen hatte, warfen die JuLis Kruse
„politische Säuberung“ und „inhaltliche
Gleichschaltung“ vor.

Die Parteispitze beschloss ange-
sichts der historisch belasteten Begriffe,
ein Parteiausschlussverfahren gegen
Coste, die JuLi-Landeschefin Theresa
Bardenhewer sowie die beiden Stellver-
treter Nils Knoben und Gloria Teich-
mann einzuleiten. Kruse hatte sich für
befangen erklärt und war weder Antrag-
steller, noch nahm er an der Abstim-
mung teil. Eine überraschende Wendung
nahm der eskalierte Streit zwischen Par-
teispitze und Nachwuchs, als bekannt
wurde, dass die vier dem Rechtsanwalt
und früheren Bundesinnenminister Ger-
hart Baum, inzwischen eine Art lebende
FDP-Legende, das Mandat in dem Par-
teiordnungsverfahren übertragen haben.

Die Reaktion auf den aktuellen
Rückzug des Landesvorstands fiel aufsei-
ten der Jungen Liberalen verhalten aus.
„Ich begrüße es, dass der Landesvor-
stand den ersten Schritt in die richtige

Richtung gegangen ist, aber es ist erst ein
kleiner Teil unserer Forderungen er-
füllt“, sagte Coste. So hatten die JuLis
über die Rücknahme des Parteiaus-
schlussverfahrens hinaus auch eine Er-
klärung und einen Beschluss des Landes-
vorstands verlangt, dass sie in ihren Mit-
gliedsrechten verletzt worden seien. Zu-
dem forderten Coste und seine Mitstrei-
ter eine öffentliche Bitte der Parteispitze
um Entschuldigung in einem Schreiben,
das an alle FDP-Mitglieder verschickt
werden solle.

Wie es in dem Streit nun weitergeht,
ist offen. Auch Kruse hatte am Oster-
sonntag zwar eine Art Friedensangebot
unterbreitet, dies aber seinerseits an Be-
dingungen geknüpft. „Damit ein neues
Klima des Vertrauens entstehen kann,
sollten die öffentlich getätigten persönli-
chen Diffamierungen gegen mich auch
öffentlich zurückgenommen werden“,
sagte der Parteichef. Die JuLis hatten
bislang nur intern um Entschuldigung
für die Verwendung der Begriffe gebeten.

hatte, sondern statt dessen das Aus-
schlussverfahren in Gang gesetzt hatte.

Wie berichtet, hatte sich der Streit
mit dem Parteinachwuchs an der Ankün-
digung des FDP-Landesvorsitzenden Mi-
chael Kruse entzündet, gegen die Ham-
burger Hotspot-Regelung zur Eindäm-
mung der Corona-Pandemie persönlich
klagen zu wollen. Der frühere JuLi-Lan-
desvorsitzende Carl Cevin-Key Coste
nannte den Vorschlag eine „PR-Aktion
und einer Rechtsstaatspartei unwürdig“.
Nachdem der FDP-Landesvorstand Cos-
te daraufhin von seinem Posten als
rechtspolitischer Sprecher der Partei ab-

Der Bundestags-
abgeordnete
Michael Kruse ist
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Der Anschluss des Grasbrooks durch die U4 gilt als zentral für das Gelingen des neuen Stadtteils. FOTO:GILLIARD, LUKAS (HAFENCITY)/GRAFIK: HERZOG & DE MEURON, 2020
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Hochbahn geht bei Großprojekt von Elbbrücken bis Grasbrook eigene Wege. Ingenieurkammer fürchtet Billiglösung

MATTHIAS IKEN

HAMBURG : : Sie ist ein Prestigeprojekt
der Stadt: Die U4 soll um rund einen Ki-
lometer von der Haltestelle Elbbrücken
bis auf den Grasbrook verlängert wer-
den, um Hamburgs neuen Stadtteil an
den öffentlichen Verkehr anzuschließen.
Auf der Elbinsel werden nach der Fertig-
stellung 6000 Menschen wohnen und
16.000 Menschen arbeiten.

Für die Verkehrsplaner ist es eine
Herkulesaufgabe, müssen hier doch
gleich drei Großprojekte miteinander
verbunden werden: So geht es um den
Neubau einer zweigleisigen Brücke von
305 Metern über die Norderelbe, eine
rund 370 Meter lange Rampen- und Via-
duktstrecke und eine neue Brücke über
den Moldauhafen, die mit einer Gesamt-
länge von 325 Metern den Abschluss bil-
det. In der Ausschreibung des Planungs-
wettbewerbs heißt es: „Die Verlängerung
hat sowohl eine herausragende städte-
bauliche Bedeutung für den neuen Stadt-
teil als auch eine wesentliche Bedeutung
für die Integration des unmittelbaren be-
stehenden Umfeldes.“ Für die Hochbahn
gilt die Verlängerung der U4 sogar als
„das funktionale Rückgrat des neuen
Stadtteils“.

Doch das Großprojekt sorgt für Är-
ger – die Ingenieurkammer ist nicht
mehr Teil des Wettbewerbs und fürchtet
um das Prestigeprojekt. Eigentlich sollen
die Kammern Wettbewerbe begleiten
und die Einhaltung der Regeln überprü-
fen. Entsprechend verschnupft reagiert
man bei der Hamburgischen Ingenieur-

kammer-Bau, dass Stadt und Hochbahn
sie bei der Entscheidungsfindung trotz
anfänglicher Gespräche übergehen.
„Hier ist eine Schmerzgrenze erreicht“,
sagt Holger Matuschak, Geschäftsführer
der Kammer. „Die Kollegen sitzen da mit
großen Augen.“ Er kritisiert unfaire Ver-
fahrensmodalitäten: „Im Rahmen des
Wettbewerbs müssen so viele Leistun-
gen erbracht werden wie selten“, sagt er.
„Eigentlich verlangt die Hochbahn einen
kompletten Vorentwurf.“ Üblich seien
sonst nur reduzierte Planungsleistun-
gen, die für die Jury-Bewertung unbe-
dingt erforderlich sind. Die Wettbe-
werbssumme hingegen ist eher schmal:
Der Wettbewerbssieger bekommt
334.000 Euro, der zweite Sieger 225.000
Euro und der dritte 171.000 Euro. „Wenn
ich so viel investieren muss, werde ich
mir das genau überlegen, ob ich an
einem solchen Wettbewerb teilnehme“,
sagt Matuschak.

Bundesweit sei die Verwunderung
über Stadt und Hochbahn groß. „Ein sol-
ches Verfahren ist mir noch nie unterge-
kommen“, grollt Matuschak. Er fürchtet,
dass die Belastungen und Risiken des
Wettbewerbs auf die beteiligten Pla-
nungsbüros übertragen werden. „Eine
Teilnahme ist betriebswirtschaftlich
eigentlich nicht mehr zu vertreten.“ Sei-
ne Sorge: Es werden sich nur sehr wenige
und dann große Büros eine Beteiligung
überhaupt leisten können. Eigentlich
sollten im vorgeschalteten Wettbewerb
sechs bis acht Planungsteams für die ers-
te Phase ausgewählt werden, wovon
dann drei in eine zweite Phase kommen.

Kammer-Geschäftsführer Matu-
schak kritisiert, dass die Stadt Hamburg
– wie alle Bundesländer und der Bund –
für derartige Ingenieur- und Architektur-
wettbewerbe seit Jahrzehnten eigentlich
Regeln habe, die bei diesem Projekt in
entscheidenden Punkten nun außer Acht
blieben. „Vordergründig geht es um for-
maljuristische Gründe, wahrscheinlich
aber um viel Geld.“ Die Folge: Die Quali-
tät dieses Projektes könnte am Ende lei-
den. In der Planerszene spricht man hin-
ter vorgehaltener Hand von „Planungs-
leistungen zu Dumpingpreisen“.

Hamburg ist ein gebranntes Kind:
Der Streit um die Neugestaltung der
Sternbrücke an der Kreuzung Max-Brau-
er-Allee/Stresemannstraße (siehe auch
Seite 7) tobt auch deshalb so heftig, weil
die Bahn keinen Spielraum für einen öf-
fentlichen Wettbewerb sah. Matuschak
fürchtet bei der U4 ein schlechteres Er-
gebnisse für die Stadt und ihre Bürger.
„Damit könnte das, was die Quartiere
Elbbrücken, HafenCity und Kleiner
Grasbrook für Jahrzehnte prägt, nicht
dem entsprechen, was bei einem Wett-
bewerb mit fairen und ausgewogenen
Regeln möglich gewesen wäre.“

Der Streit bekommt damit eine Di-
mension, die weit über Befindlichkeiten
bei Kammern und Hochbahn hinaus-
geht. Wie heißt es in der Ausschreibung?
„Ziel des Wettbewerbs ist die Heraus-
arbeitung einer Variante, die die Einbin-
dung in den neuen Stadtteil und das be-
stehende Umfeld betrieblich, technisch,
gestalterisch und wirtschaftlich optimal
umsetzt.“

Die Hochbahn wertet gerade die ein-
gehenden Bewerbungen aus und kann
angesichts des laufendes Verfahrens „zu
den Bewerber/-innen derzeit keine Aus-
sagen treffen“. Allerdings, so Sprecherin
Lena Steinat, „ist die Hochbahn optimis-
tisch, dass für die erste Wettbewerbs-
phase eine gute Auswahl an qualifizier-
ten Ingenieurbüros getroffen werden
kann.“ Die Kritik der Kammer weist das
Verkehrsunternehmen zurück. Die
Hochbahn habe mit ihr bei der Vorberei-

tung „in engem Austausch“ gestanden
und sich einen Wettbewerb mit Beglei-
tung und Registrierung durch die Kam-
mer gut vorstellen können. „Nachdem
im angestrebten und erforderlichen Zeit-
rahmen keine Einigung zu einem ge-
meinsamen Vorgehen erfolgte und eine
Beteiligung der Ingenieurkammer bei
Wettbewerben für Planungsvorhaben für
die Hochbahn freiwillig und rechtlich
nicht vorgeschrieben ist, wurde ent-
schieden, den Wettbewerb ohne die In-
genieurkammer durchzuführen“, so Stei-
nat.

Ein solches Verfahren
ist mir noch nie
untergekommen.

Holger Matuschak,
Geschäftsführer

Hamburgische Ingenieurkammer-Bau

FDP-Spitze legt Parteiausschlussverfahren auf Eis
Jetzt will der Landesvorstand den Dialog mit den vier Jungen Liberalen, die verhalten auf die Kehrtwende reagierten

PETER ULRICH MEYER

HAMBURG : : Es ist ein Rückzug auf
ganzer Linie und eine Blamage oben-
drein: Der FDP-Landesvorstand hat mit
großer Mehrheit beschlossen, das erst
vor sechs Tagen gegen vier Junge Libera-
le (JuLis) angestrengte Parteiordnungs-
verfahren mit dem Ziel eines Parteiaus-
schlusses vorerst nicht weiter zu verfol-
gen. Das hat die FDP-Vize-Landesvorsit-
zende Sonja Jacobsen erklärt.

„Der ergänzende Beschluss, der die
Mitgliedsrechte der Parteimitglieder bis
zur Entscheidung des Schiedsgerichts
betraf, wurde zurückgenommen“, fügte
Jacobsen hinzu. Der Vorstand habe sich
„klar und deutlich für denWeg des inter-
nen Gesprächs und des Dialogs ausge-
sprochen und dafür, intern eine neue Ba-
sis für ein faires und vertrauensvolles
Miteinander zu finden und aufzubauen“.
Das ist insofern eine Kehrtwende, als der
Landesvorstand den Weg des Dialogs
mit den Kritikern gerade nicht gewählt

Hamburger IT-Club:
Informatik zum
Pflichtfachmachen
Auch SPD und Grüne setzen
sich für eine Neuregelung an
weiterführenden Schulen ein

HAMBURG : : Noch in dieser Legislatur-
periode sollte Informatik zum Pflicht-
fach in der Mittelstufe der weiterführen-
den Schulen werden – das fordert der IT-
Executive Club (ITEC). In dem Netz-
werk haben sich IT-Führungskräfte aus
mehr als 120 Hamburger Firmen zusam-
mengeschlossen, unter ihnen Otto, Bei-
ersdorf und Hapag-Lloyd.

Der Verein verweist darauf, dass die
Digitalisierung nicht nur unseren Alltag
zunehmend durchdringt, sondern auch
die Berufswelt. „Es ist wichtig, dass
Schülerinnen und Schüler ein grundsätz-
liches Verständnis für Technologie und
Informationsverarbeitung entwickeln.
So können sie besser einschätzen, wel-
che Zukunftsberufe für sie interessant
sind“, sagt Michael Müller-Wünsch, Be-
reichsvorstand IT bei Otto und ITEC-
Vorstandsmitglied. Ein Pflichtfach Infor-
matik an den Schulen könne auch zur
Überwindung von Geschlechterstereoty-
pen beitragen, wonach etwa Informa-
tionstechnik in erster Linie etwas für
Männer sei, was natürlich nicht stimmt.

Der ITEC begrüßt den am 30. März
von SPD und Grünen in die Bürgerschaft
eingebrachten Antrag „Informatikunter-
richt in Hamburgs Schulen stärken“.
Verabschiedet mit den Stimmen der Re-
gierungsfraktionen, fordert der Antrag
den rot-grünen Senat zur Entwicklung
eines Konzepts auf, wie der Informatik-
unterricht in Hamburg „perspektivisch
zu einem Pflichtfach in der Mittelstufe
der weiterführenden Schulen weiterent-
wickelt werden kann“. Damit dies gelin-
ge, müsse es auch entsprechende Fort-
bildungsangebote für Lehrkräfte geben.
Bis Ende März 2023 soll der Senat der
Bürgerschaft berichten. Einen Antrag
der CDU-Fraktion mit der Forderung,
vom Schuljahr 2023/2024 an Informatik
als Pflichtfach mit vier Wochenstunden
für die Jahrgänge 7 und 8 einzuführen,
lehnte die Bürgerschaft ab.

Bis 2013 war Informatik in Hamburg
ein Pflichtfach an den Stadtteilschulen,
seitdem ist es ein Wahlpflichtfach. Der-
zeit bieten dem Antrag von SPD und
Grünen zufolge für die Jahrgangsstufen
8, 9 und 10 jeweils etwa 60 Prozent der
Stadtteilschulen und mehr als 70 Pro-
zent der Gymnasien in Hamburg Infor-
matik als Wahlpflichtfach an.

Schleswig-Holstein will Informatik
als Pflichtfach in der Mittelstufe vom
kommenden Schuljahr 2022/23 an ein-
führen. In Niedersachsen soll Informatik
vom Schuljahr 2023/2024 an ein Pflicht-
fach werden. mha

feer Adj. nicht trächtig, unfruchtbar (bei
Tieren), trocken stehend (bei Kühen); de
Koh is feer (die Kuh ist nicht trächtig).
Redensart: ’n fere Koh ’n Kalf affragen (läs-
tig fragen). Erweiterung: Feerjohr (Jahr,
in dem eine Kuh nicht trächtig ist); Feer-
koh (eine Kuh, die nicht trächtig gewor-
den ist). Auch: güüst (trocken, unfrucht-
bar). mj

Generalkonsulin der Ukraine
kritisiert KZ-Gedenkfeier
HAMBURG : : Im Vorfeld der zentralen
Gedenkveranstaltung zum 77. Jahrestag
der Befreiung des KZNeuengamme am 3.
Mai ist es zu Verstimmungen zwischen
der ukrainischen Generalkonsulin Iryna
Tybinka und der Stiftung Hamburger
Gedenkstätten und Lernorte gekommen.
In einem offenen Brief an Stiftungsvor-
stand Prof. Detlef Garbe hatte Tybinka
geschrieben, dass sie die Einladung „mit
großem Unbehagen und absolutem Un-
verständnis“ aufgenommen habe.

Programm und Ablauf der Veran-
staltung zeigten, so Tybinka, dass „seine
Veranstalter weder Taktgefühl noch Ein-
fühlungsvermögen im Zusammenhang
mit dem groß angelegten blutigen Krieg
haben, den Russland aktuell gegen die
Ukraine führt“. Die Generalkonsulin
störte sich vor allem an dem Programm-
punkt „Beitrag: Stimmen aus der ukraini-
schen/russischen Zivilgesellschaft“, des-
sen Inhalt in der Einladung nicht näher
ausgeführt wurde. „Ist dies nur ein wei-
terer naiver Versuch, Ukrainer mit ihren

Mördern im Namen der Völkerverstän-
digung zu versöhnen?“, fragte Tybinka in
dem offenen Brief empört.

„Es war weder eine Versöhnungs-
geste geplant, noch wird es sie geben“,
antwortete Stiftungsvorstand Garbe in
einem Brief an die Generalkonsulin, der
dem Abendblatt vorliegt. Vielmehr kä-
men im Rahmen der Gedenkveranstal-
tung Stimmen gegen den Krieg aus der
Ukraine sowie Russland und Belarus zu
Wort. „In den Beiträgen kommen auch
Angehörige aus Familien von Opfern der
NS-Verfolgung in der Ukraine zu Wort,
Ihrem Leid möchten wir in den Stimmen
entsprechen“, schrieb Garbe.

Tybinka begrüßte, dass Vertreter
Russlands und Belarus’ immerhin nach
der Versendung der Einladungen ausge-
laden worden seien. Garbe betonte, dass
Kränze, die im Rahmen des gemeinsa-
men Gedenkens für die russischen und
belarussischen Opfer der NS-Verfolgung
niedergelegt würden, keine Schleifen in
den Nationalfarben trügen. pum

IT-Führungskräfte fordern: Informatik
soll Pflichtfach werden. FOTO:GETTY
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